




Russland, China und die afrikanischen 
Staaten: Das Ringen um eine Libyenpolitik
Hanspeter Mattes 
Seit über vier Monaten führt die NATO in Libyen unter Berufung auf die UN-Sicher-
heitsratsresolution 1973 vom 17. März 2011 Militäroperationen gegen die Truppen von 
Revolutionsführer Qaddafi zum „Schutz der Zivilbevölkerung“ durch. Die Kritik an 
diesen NATO-Einsätzen wächst sowohl in den BRIC-Staaten als auch in Europa. Ein En-
de der Einsätze ist derzeit nicht in Sicht.
Analyse
Die Demonstrationen in Banghazi führten ab dem 17. Februar 2011 binnen weniger Tage 
zur Befreiung ganz Ostlibyens von der Herrschaft Qaddafis. Auf die Ende Februar 2011 
angelaufene militärische Rückeroberung und die Ankündigung Qaddafis, die „oppo-
sitionellen Ratten“ auszumerzen, reagierte der UN-Sicherheitsrat mit Resolution 1973, 
mit der eine Flugverbotszone eingerichtet und „alle notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung“ gebilligt wurden. Seit 19. März 2011 finden Luftangriffe 
auf Libyen statt, die seit 27. März 2011 von der NATO befehligt werden. Die Luftan-
griffe sind zunehmend einseitige Kampfeinsätze zugunsten der Streitkräfte des opposi-
tionellen Nationalen Übergangsrates in Libyen wie überhaupt das NATO-Engagement 
immer stärker den Charakter eines Instrumentes zum Sturz des Qaddafi-Regimes ange-
nommen hat. In dem Maße, in dem der NATO-Militäreinsatz politische Ziele verfolgt, 
wird er u.a. von Russland, China und vielen afrikanischen Staaten abgelehnt.
  Auch wenn der russische Präsident Medwedew in der Libyenpolitik einen Schult-
erschluss mit den westlichen Staaten demonstriert, wird von russischer Seite in der 
Praxis das NATO-Engagement abgelehnt und von einem Missbrauch des UN-Man-
dats gesprochen.
  China zeigt bislang am offensten Unterstützung für das Regime Qaddafis, obwohl 
es seit Juni 2011 im Rahmen seiner Vermittlungsbemühungen auch Kontakte zur 
Opposition gibt. Im Mittelpunkt steht die langfristige Sicherung der Wirtschaftsin-
teressen in Libyen.
  Die afrikanischen Staaten sind teils für, teils gegen Qaddafi eingestellt und setzen 
folglich Sanktionsvorgaben nur selektiv um. Einheitlich abgelehnt wird der Haft-
befehl des Internationalen Strafgerichtshofs gegen Qaddafi; die Afrikanische Uni-
on (AU) engagiert sich für eine politische Lösung, auch wenn die Vermittlung bis-
lang erfolglos blieb.
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Die Ausgangslage
Der am 17. Februar 2011 ausgebrochene Libyen-
konflikt wird zwangsläufig – wie jeder militärisch 
ausgetragene Konflikt – im Ausland entsprechend 
den nationalstaatlichen Interessen unterschied-
lich bewertet. So bildeten sich nicht nur zwischen 
Staaten konträre Positionen heraus, sondern auch 
innerhalb einzelner Staaten vertraten die jewei-
ligen politischen Akteure unterschiedliche Auffas-
sungen hinsichtlich des Kurses gegenüber Libyen.
Als nach dem Vorbild der Proteste in Tunesien 
und Ägypten von libyschen Oppositionsgruppen 
der 17. Februar 2011, der Jahrestag gewaltsamer 
Proteste von 2007, zum libyschen „Tag des Zorns“ 
ausgerufen worden war, konnte niemand ahnen, 
dass das brutale Vorgehen und der Schusswaffen-
einsatz der Sicherheitskräfte eine Oppositionsbe-
wegung in Gang setzen würde, die binnen weniger 
Tage ganz Ostlibyen von der Herrschaft Qadda-
fis befreite.1 Die umgehend in Angriff genom-
mene Niederschlagung des Aufstandes in Ostliby-
en durch Qaddafi-loyale Truppen, vor allem aber 
die von Qaddafi angekündigte „Säuberung“ des 
Landes von „Ratten“ löste innerhalb der Opposi-
tionsbewegung, aber auch in westlichen Staaten 
wie Frankreich, Großbritannien und den USA Be-
fürchtungen vor massiven Menschenrechtsverlet-
zungen aus. Der UN-Sicherheitsrat reagierte des-
halb so schnell wie selten zuvor und verhängte 
bereits am 26. Februar 2011 mit Resolution 19702 
einstimmig Wirtschaftssanktionen gegen Libyen, 
um Qaddafi zu einer politischen Lösung des inter-
nen Konfliktes zu bewegen. Da Qaddafi den Vor-
marsch seiner Truppen nicht stoppte, verschärf-
te der Sicherheitsrat am 17. März 2011 mit Reso-
lution 19733 seine Position. Mit dieser Resoluti-
on wurde ein sofortiger Waffenstillstand bzw. ein 
Ende der Gewaltanwendung und aller Angriffe 
gegen die Zivilbevölkerung gefordert. Zudem 
sprach sich der UN-Sicherheitsrat in der Resoluti-
on für eine Intensivierung der Anstrengungen ei-
ner Konfliktlösung aus, die den legitimen Forde-
rungen des libyschen Volkes Rechnung trägt, und 
ermächtigte die UN-Mitgliedsstaaten, über Liby-
en eine Flugverbotszone einzurichten sowie (oh-
1 Vgl. den genauen Verlauf der Auseinandersetzungen unter 
Libya our home: News and views, unter: <www.libya-wata-
nona.com/> (02.08.2011).
2 Vgl. Text unter <www.un.org/Depts/german/sr/sr_11/sr1970.
pdf> (02.08.2011).
3 Vgl. Text unter <www.un.org/Depts/german/sr/sr_11/sr1973.
pdf> (02.08.2011). 
ne weitere Spezifikation) „alle notwendigen Maß-
nahmen“ zum Schutz der Zivilbevölkerung zu er-
greifen. Diese Resolution wurde allerdings wegen 
der möglichen breiten Auslegung nicht mehr ein-
stimmig Zustimmung von allen 15 Sicherheits-
ratsmitgliedern angenommen, weil sich die BRIC-
Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China) sowie 
Deutschland – wenngleich aus anderen Gründen – 
der Stimme enthielten.
Im Libyenkonflikt gab es folglich sehr schnell 
eine sichtbare Polarisierung hinsichtlich des Um-
gangs mit dem Regime Qaddafis: Die Sicherheits-
ratsmitglieder Frankreich, Großbritannien und 
die USA (in den Augen der BRIC-Staaten „der We-
sten“) stellten sich bedingungslos hinter die Op-
positionsbewegung und führten die Gruppe je-
ner Staaten an, die unter den „notwendigen Maß-
nahmen“ auch den Regimewechsel in Form eines 
Sturzes Qaddafis verstanden. Instrument zur 
Durchsetzung des auf diese Weise weit ausgelegten 
UN-Mandats ist seit 27. März 2011 die NATO, die 
allerdings nicht zuletzt wegen steigender ziviler 
Opfer als Folge fehlgeleiteter Raketenangriffe und 
wegen einseitiger Kampfhandlungen zugunsten 
der Oppositionsstreitkräfte selbst internationa-
ler Kritik ausgesetzt ist.4 Russland und China ver-
weigerten sich hingegen – verankert in der allge-
meinen Politik einer interessengeleiteten Distanz5 
zum Westen – einem solchen Kurs und wurden in 
dieser Auffassung von etlichen Staaten aus Asien, 
Afrika und Lateinamerika unterstützt. Sie stellen 
die Libyenpolitik der NATO-Staaten in den Kon-
text der seit dem 11. September 2001 forcierten 
Politik zur Kontrolle des arabischen Raumes un-
ter dem Deckmantel der Demokratisierung. Aller-
dings waren und sind die Positionen Russlands, 
Chinas und vieler afrikanischer Staaten nicht oh-
ne Nuancen, die zum einen unterschiedlichen in-
nenpolitischen Akteuren geschuldet und zum an-
deren Resultat der Vermittlung im Libyenkonflikt 
sind, die auch Kontakte zur libyschen Oppositi-
on in Form des seit März 2011 gegründeten Natio-
nalen Übergangsrates6 erforderlich machen. 
De facto ist der gegenwärtige Libyenkonflikt 
eine Auseinandersetzung, in der intern mitein-
ander um die Macht ringende Konfliktparteien 
4 Dieser Sachverhalt wird von der libyschen Staatspropa-
ganda entsprechend ausgeschlachtet; vgl. Tripoli Post, 
28.03.2011 (Libyan government: NATO terrorising, killing 
Libyans).
5 Vgl. zum Beispiel hinsichtlich Russland den Kontext in: Rus-
sia and the Arab spring (2011).
6 Vgl. Details unter <www.ntclibya.org> (02.08.2011).
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(Qaddafi; Nationaler Übergangsrat) mit unter-
schiedlichen außenpolitischen Strategien um Un-
terstützung werben und sich andererseits externe 
Mächte gegenüber den libyschen Konfliktparteien 
(entsprechend ihren jeweiligen nationalen Interes-
sen im globalen Kontext) positionieren.
Die Haltung Russlands
Die russische Staatsführung wie auch die russi-
schen Medien verfolgten und kommentierten 
die Entwicklung seit Februar 2011 aufmerksam. 
Die Einschätzungen der Entwicklung fielen da-
bei differenziert aus, waren jedoch teilweise auch 
falsch, wie die Einschätzung von Senator Mare-
lov vom 2. März 2011, dass das Regime Qadda-
fis kurz vor dem Zusammenbruch stehe, oder von 
Fedor Lukyanow in der Gazeta vom 3. März 2011, 
dass eine Militärintervention des Westens in Liby-
en unwahrscheinlich sei. Zudem veränderten sich 
die Einschätzungen im Zeitablauf und passten 
sich den neuen Gegebenheiten an; allen gemein-
sam war hingegen die Ablehnung des westlichen 
Militärengagements in Libyen, auch wenn es bei 
der Formulierung und Umsetzung der eigenen 
russischen Position zwischen Präsident Medwe-
dew und Ministerpräsident Putin vor und nach 
der Verabschiedung der UN-Sicherheitsratsreso-
lution 1970 und 1973 zu divergierenden Auffas-
sungen kam. Während zum Beispiel Präsident 
Medwedew mit Dekreten am 10. März 2011 und 
14. März 2011 die mit Resolution 1970 verhängten 
und von Russland gebilligten Reisebeschrän-
kungen gegen Qaddafi und 14 weitere Familien-
mitglieder und Führungspersönlichkeiten sowie 
das Waffenembargo für Russland übernahm und 
es dabei kaum zu Protesten des Putin-Lagers kam, 
traten in der Frage der Zustimmung zu Resolu-
tion 1973 deutliche Differenzen zutage. Präsident 
Medwedew entschied mit Blick auf das Ziel ei-
ner fortgesetzten Kooperation mit den westlichen 
Staaten letztendlich, dass sich Russland beim Vo-
tum im Sicherheitsrat zumindest der Stimme ent-
hält. Putin als Verfechter eines nationalistischen 
Kurses und als Politiker, der im Sicherheitsrat 
eines der letzten Instrumente sieht, um Unzufrie-
denheit mit westlichem Dominanzstreben auszu-
drücken, trat hingegen für eine Zurückweisung 
ein.7 Putin übernahm sogar Qaddafis Terminolo-
7 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 24.03.2011 (Duma: 
gie und bezeichnete am 22. März 2011 beim Be-
such einer Rüstungsfabrik in Udmurtien die Reso-
lution als einem „Aufruf zum Kreuzzug“, die al-
len Teilnehmern jede beliebige Handlung gegen 
einen souveränen Staat erlaube. Der Führer der 
KP Russlands, Gennadiy Zyuganow, sprach sei-
nerseits von einem Kolonialkrieg gegen Libyen. 
Allerdings wandte sich auch Medwedew gegen 
die Entsendung von NATO-Bodentruppen nach 
Libyen und betonte mehrfach, dass sich Russland 
auf keinen Fall an Militäroperationen in Libyen 
beteiligen werde. Die russische Bevölkerung teilte 
in einer Umfrage, deren Ergebnisse am 24. März 
2011 vorgestellt wurden, die Position von Putin. 
78 Prozent der Befragten lehnten die UN-Resolu-
tion und die Bombardierung Libyens durch die 
NATO ab.8 Für die Entscheidung war insbesonde-
re das von Nationalisten wie Wladimir Zhirinow-
ski, dem Vizepräsidenten der Duma, vorgebrachte 
Argument, die NATO-Alliierten würden „normale 
libysche Bürger“ töten, ausschlaggebend.
Nach Beginn der Militäreinsätze am 19. März 
2011 (unmittelbar nach der Verabschiedung von 
Resolution 1973)9, zunächst von den USA, Groß-
britannien und Frankreich, ab 27. März 2011 von 
der NATO koordiniert und kommandiert, plä-
dierte die russische Staatsführung kollektiv (Prä-
sident, Ministerpräsident, Außenminister, Duma) 
für eine sofortige Einstellung der Militäropera-
tionen; teilweise forderte sie in Stellungnahmen 
auch ein Ende der Gewalt seitens der beiden Bür-
gerkriegsparteien. In diese Kritik mischte sich ab 
Ende März 2011 zusehends die Skepsis, dass die 
NATO in Libyen gänzlich andere Ziele als den 
Schutz der Zivilbevölkerung, – vielmehr einen 
Regimewechsel und den Sturz von Revolutions-
führer Qaddafi – verfolge. Für diesen Fall sahen 
etliche russische Kommentatoren, aber auch der 
frühere russische Botschafter in Tripolis, Wladi-
mir Chamow, den Ausbruch von Chaos und ei-
ne mögliche Teilung des Landes voraus. Eine sol-
che Entwicklung ist indes nicht im Interesse Rus-
slands, weshalb bereits früh von russischen Poli-
tikern wie Konstantin Kosachew, dem Vorsitzen-
den des Komitees für internationale Angelegen-
heiten der Duma, eine mögliche Vermittlerrol-
le Russlands im Libyenkonflikt ins Spiel gebracht 
Libyen-Einsatz beenden).
8 Vgl. Nezavisimaja Gazeta, 25.03.2011.
9 Vgl. Middle East Online, 20.03.2011 (Air strikes within hours 
after UN Libya vote).
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wurde.10 Die „außer Kontrolle“ geratene Entwick-
lung (so Medwedew am 12. April 2011) führte da-
zu, dass Russland nicht nur die angelaufene AU-
Vermittlungsinitiative (s.u.) unterstützte, sondern 
selbst über den von Präsident Medwedew ein-
gesetzten Nordafrika-Beauftragten Mikhail Mar-
gelow aktiv wurde. Ausgangspunkt war die sich 
Ende April 2011 verschärfende Situation, in der 
nicht nur Qaddafi Russland darum bat, Beobach-
ter nach Libyen zu entsenden (und implizit die 
von der NATO verursachten zivilen Schäden zu 
bestätigen), sondern Russland selbst die Positi-
on vertrat, dass – so Außenminister Lawrow am 
19. April 2011 – der „NATO-Krieg in Libyen“ das 
UN-Mandat verletzt.11 Gerade dieser Vorwurf ver-
stärkte sich nach dem misslungenen Luftangriff 
der NATO auf Qaddafi am 1. Mai 2011. 
Eine Revision des russischen Standpunktes 
zeichnete sich vor dem Hintergrund der militä-
rischen Entwicklungen und der Terraingewinne 
der Opposition im Jabal Nafusa Ende Mai 2011 
ab. Auf dem G8-Gipfel in Deauville am 26./27. 
Mai 2011 demonstrierte Präsident Medwedew – 
aus übergeordneten Interessen heraus, aber auch 
auf die langfristige Sicherung russischen Ein-
flusses in Nordafrika und dem Nahen Osten be-
dacht – einen vorsichtigen Schulterschluss mit 
den westlichen Staaten, indem er ebenfalls erst-
mals öffentlich die legitimen Interessen des li-
byschen Volkes betonte und zugleich feststellte, 
dass er – ebenso wie die internationale Staaten-
gemeinschaft – Qaddafi nicht mehr als Führer Li-
byens anerkenne.12 Zugleich bot Medwedew an, 
dass Russland bereit sei, engagiert im Libyenkon-
flikt zu vermitteln, ein Angebot, das von den an-
deren Gipfelteilnehmern gebilligt wurde. Diese 
Vermittlungsaktion implizierte nicht nur die Su-
che nach einer politischen Zukunftslösung für 
ein Libyen ohne Qaddafi, sondern auch Verhand-
lungen mit beiden libyschen Konfliktparteien. Al-
lerdings blieben die ersten Gespräche von Marge-
low mit dem Nationalen Übergangsrat in Bang-
hazi am 7./8. Juni 2011 erfolglos, zum einen weil 
die Oppositionsbewegung auf dem bedingungs-
losen Abtritt Qaddafis beharrte, bevor weitere 
10 Vgl. Centre TV Moskau, 23.03.2011 (Top MP says Russia 
well-placed to mediate in Libya).
11 Interfax, 19.04.2011 (Russia’s Lavrov accuses anti-Qadhafi 
coalition of violating UN mandate).
12 Vgl. FAZ, 30.05.2011 (Konsequenter Sinneswandel). Vize-
außenminister Ryabkow ergänzte: „Qadhafi has deprived 
himself of legitimacy with his actions, we should help him 
leave.“
Schritte zu besprechen seien, und zum anderen, 
weil Qaddafi in einer neuerlichen Rede Anfang Ju-
ni 2011 den Kampf bis zum Tod angekündigt hat-
te.13 Die von den G8-Teilnehmern gebilligten Ver-
mittlungsbemühungen verlangten von Russland 
weder, dass es den Nationalen Übergangsrat di-
plomatisch anerkennt, noch dass Russland jegli-
che Kritik an den NATO-Aktionen einstellt. Folg-
lich war auf russischer Seite weiterhin vom Resolu-
tionsmissbrauch die Rede und Vizeministerpräsi-
dent Iwanow kritisierte, dass die NATO eindeutig 
zugunsten der Opposition in den Bürgerkrieg ein-
greife und die französischen Waffenlieferungen an 
die Aufständischen im Jabal Nafusa Mitte Juni 2011 
das beschlossene Waffenembargo verletzten. Statt 
des von der NATO erhofften erfolgreichen Blitz-
krieges14 in Libyen hätten die übereilten Schrit-
te des Westens nach Ansicht des russischen Au-
ßenministeriums vom 2. August 2011 zu einer Si-
tuation geführt, die militärisch vollkommen in 
der Sackgasse stecke und umso dringender poli-
tischer Lösungsansätze bedürfe.
Es darf nicht vernachlässigt werden, dass die 
langjährige wirtschaftliche und militärische Ko-
operation zwischen Russland und Libyen für 
die politische Positionierung Russlands eine be-
deutende Rolle spielte, weshalb in Zeitungsmel-
dungen mehrfach die konfliktgebundenen Schä-
den für Russland thematisiert wurden. Wegen 
des verhängten internationalen Waffenembargos 
bezifferte z.B. der russische Waffenlieferant Ro-
soboronexport die Höhe entgangener Waffenge-
schäfte am 3. März 2011 auf vier Mrd. USD; an-
dere Berichte griffen die negativen Auswirkungen 
für russische Exportfirmen auf. Mit Blick auf die 
Energiesituation äußerte Energieexperte Sergey 
Aleksashenko in dem Gazprom eigenen Radio Ek-
ho Moskvy am 24. Februar 2011 jedoch, „Russland 
profitiere durch höhere Energiepreise (wegen des 
Ausfalls der libyschen Energieexporte), egal, wel-
chen Ausgang die libyschen Unruhen nehmen“.
Die Haltung Chinas
Die chinesische Staatsführung beobachtete den 
„arabischen Frühling“ von Anfang an intensiv 
13 Vgl. Neue Zürcher Zeitung, 09.06.2011 (Russland sucht Ver-
handlungslösung in Libyen).
14 Vgl. die Kritik von Tofik Abbasov: The failed blitzkrieg, in: 
New Eastern outlook, 14.07.2011, unter: <http://journal-neo.
com/?q=node/7786> (05.08.2011).
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und schenkte auch der eskalierenden Entwick-
lung in Libyen anhaltende Aufmerksamkeit. Be-
sonders umfangreich waren die chinesischen 
Kommentare und die Berichterstattung im chi-
nesischen Fernsehen zu Libyen zum Zeitpunkt 
der Verabschiedung der beiden UN-Resoluti-
onen. Ebenso wie Russland nimmt auch China ei-
ne von den westlichen Staaten abweichende Posi-
tion zum Libyenkonflikt ein, die von außenpoli-
tischen, und darüber hinaus von massiven wirt-
schaftlichen Interessen geprägt ist. Wirtschaftlich 
hatte der Konflikt für China zunächst ausgeprägte 
negative Konsequenzen, weil die umfangreichen 
chinesischen Bauprojekte nach dem 17. Februar 
2011 zum Erliegen kamen und allein bis Anfang 
März 2011 insgesamt 35.860 chinesische Arbeiter 
aus Libyen flüchteten.
Politisch schlug die chinesische Führung nach 
der Zustimmung zur UN-Resolution 1970 in der 
Hoffnung, damit die Chancen zu einer inner-
libyschen Konfliktlösung zu erhöhen, ab März 
2011 einen profilierteren und restriktiveren Kurs 
ein, ohne allerdings das bisherige außenpoli-
tische Nichtinterventionsprinzip (und damit ein 
„Nein“) zu praktizieren, was sich in der Enthal-
tung bei der Abstimmung über Resolution 1973 
niederschlug.15 China plädierte eindringlich für 
eine friedliche Lösung des Konflikts – ohne ex-
terne Einmischung – durch die Libyer selbst und 
forderte, dass insbesondere die Souveränität und 
die territoriale Einheit des Landes respektiert wer-
den sollen.16 Nach Beginn der Luftangriffe auf Li-
byen übte China deutlich Kritik an den Luftschlä-
gen, weil diese zum einen weit über das inten-
dierte Mandat durch den Sicherheitsrat hinaus-
gingen. Zum anderen entstehe dadurch ein ostli-
byscher Schutzraum, in dem sich islamistische Ex-
tremisten neu organisieren können – mit entspre-
chenden negativen Konsequenzen für die lokale 
politische Entwicklung.17 Parallel dazu appellierte 
die chinesische Seite stets auch an die beiden liby-
schen Konfliktparteien, einen Waffenstillstand zu 
schließen, weil dann den NATO-Luftangriffen der 
Boden entzogen wäre. Als Hauptgrund für das 
15 Vgl. Wall Street Journal, 21.03.2011 (China takes new tack in 
Libya vote); China orientierte sich angesichts der komple-
xer gewordenen globalen Lage an der russischen Haltung; 
Indien und Brasilien übernahmen die Haltung Russlands 
und Chinas.
16 Vgl. Xinhua, 11.03.2011 (China „highly concerned“ about sit-
uation in Libya); Xinhua, 22.03.2011 (China says Libya’s fu-
ture should be determined by Libyan people).
17 Wen Wei Po (Hong Kong), 24.03.2011 (Intervention in Libya 
clears way for religious extremists).
NATO-Engagement wurden in chinesischen Me-
dien die Sicherung der westlichen Ölinteressen, 
jedoch weniger der Schutz der Zivilbevölkerung 
angegeben.18
Konkret sprach sich die chinesische Führung 
seit dem Besuch des französischen Präsidenten 
Sarkozy in Beijing Ende März 2011 für eine po-
litische Lösung des Libyenkonflikts einschließ-
lich eines „sofortigen und bedingungslosen Waf-
fenstillstandes“ aus und kritisierte Maßnahmen 
wie den Luftangriff auf Qaddafi vom 1. Mai 2011 
heftig, weil diese den Konflikt nur unnötig ver-
schärften. Auch wenn der Sprecher des Außenmi-
nisteriums, Jiang Yu, in einer Erklärung Ende Mai 
2011 betonte, dass „China die Wahl des libyschen 
Volkes respektiere“, ziele dies noch längst nicht 
auf eine Anerkennung des Nationalen Übergangs-
rates, sondern bereitete nur den Boden für prag-
matische Vermittlungstätigkeit. Diese konkreti-
sierte sich Anfang Juni 2011, als der chinesische 
Botschafter in Katar am 3. Juni 2011 erstmals mit 
dem Vorsitzenden des Nationalen Übergangs-
rates, Mustafa M. Abd al-Jalil, zusammentraf und 
die Chancen einer Konfliktlösung erörterte. Weit-
aus prominenter war indes der Empfang des li-
byschen Außenministers Abd al-Ati al-Ubaidi in 
Beijing vom 7.-9. Juni 2011, in dessen Kontext von 
chinesischer Seite Qaddafi unterstützende Posi-
tionen formuliert wurden, jedoch zugleich da-
zu aufgerufen wurde, den politischen Prozess 
zur Lösung des Konfliktes in Angriff zu nehmen. 
Kritisiert wurde zudem, dass die US-Operati-
onen in Libyen sich gegen die chinesischen (Wirt-
schafts-)Interessen richten. Auch wenn am 21. Ju-
ni 2011 der außenpolitische Sprecher des Natio-
nalen Übergangsrates, Mahmud Jibril, für zwei 
Tage nach Beijing kam (ein Besuch, den der Na-
tionale Übergangsrat als bedeutend einschätzte), 
kann dennoch davon ausgegangen werden, dass 
Qaddafi vorerst immer noch von Beijing unter-
stützt wird, sich China aber zugleich auf ein Liby-
en ohne Qaddafi vorbereitet, vor allem um lang-
fristig seine Wirtschaftsinteressen in dem Erdöl-
land zu sichern. 
18 Als Beispiele vgl. Wen Wei Po (Hong Kong), 21.03.2011 (Chi-
nese editorial criticizes Western attacks for oil interests); Xin-
hua, 31.03.2011 (Doubts over purpose of Libyan operation in-
tensify).
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Die Haltung der afrikanischen Staaten und der AU
Die Haltung der afrikanischen Staaten und der AU 
zum Libyenkonflikt ist gespalten und zeigt sich in 
mehreren Bruchlinien: in der offiziellen Partei-
nahme zugunsten des Regimes Qaddafis bzw. des 
Nationalen Übergangsrates, bei den Pro-Qaddafi-
Demonstrationen in mehreren Sahelstädten (u.a. 
Bamako, Niamey, Akkra), aber auch der bots-
wanischen National Front Youth League, bei der 
trotz westlichen Drucks nur partiellen und zöger-
lichen Umsetzung der UN-Wirtschaftssanktions-
vorschriften (Einfrierung libyscher Guthaben)19 
sowie in der Ablehnung des Haftbefehls gegen 
Qaddafi, den der Internationale Strafgerichtshof 
am 27. Juni 2011 erließ und den die AU auf ihrem 
Gipfel am 1. Juli 2011 zurückwies.20 
Die unterschiedlichen afrikanischen Positi-
onen spiegeln sich am deutlichsten in der offe-
nen Parteinahme zugunsten einer der beiden liby-
schen Konfliktparteien wider, wo sich z.B. Maure-
tanien, Kenia, Ruanda oder Senegal im Laufe der 
letzten Monate offen von Qaddafi abgewandt ha-
ben und den Nationalen Übergangsrat als einzige 
legitime Vertretung des libyschen Volkes aner-
kannten oder sogar – wie der kenianische Premier-
minister Raila Odinga – offen zum Sturz Qaddafis 
aufriefen; der senegalesische Präsident Wade war 
der erste sub-saharische Staatschef, der am 9. Ju-
ni 2011 den Nationalen Übergangsrat in Banghazi 
besuchte und Gespräche mit dem Ratsvorsitzen-
den Abd al-Jalil führte.21 Andere Staaten hinge-
gen, insbesondere solche in unmittelbarer geogra-
fischer Nachbarschaft wie die Sahelstaaten Niger, 
Mali und vor allem der eng mit Qaddafis Libyen 
verbündete Tschad oder solche, die stark von li-
byscher Wirtschafts- und Finanzhilfe profitieren, 
wie Burkina Faso, Ghana, Eritrea, Namibia oder 
Südafrika, haben ihre bisherige Qaddafi-freund-
liche Libyenpolitik aufrechterhalten. Einzelent-
wicklungen spielen hierbei eine zusätzliche Rol-
le: So fürchtet z.B. der nigrische Präsident Issou-
fou eine Machtergreifung islamistischer Gruppen 
in Ostlibyen, die negative Auswirkungen auf den 
Niger haben dürfte. Der südafrikanische Präsi-
dent Zuma warf im Juni 2011 der NATO gezielte 
Luftangriffe auf Qaddafi vor und kritisierte, die 
19 Die meisten Staaten sind hier noch unentschieden; vgl. The 
Standard (Nairobi), 08.07.2011 (Kenya defies western pressu-
re).
20 FAZ, 05.07.2011 (Afrika spielt nicht mit); zum Kontext vgl. 
Louw (2011).
21 Jeune Afrique, 12.-18.06.2011 (Senegal-Libye).
UN hätten kein Mandat für „politischen Mord“ 
erteilt.22 Eine dritte Staatengruppe ist unentschie-
den und appelliert an Qaddafi, „demokratisch 
zu sein“ (wie der ugandische Präsident Museve-
ni) bzw. „das Recht der Bürger zur Wahl des po-
litischen Führers zu respektieren“ (wie der nige-
rianische Außenminister), ohne allerdings offene 
Unterstützung für den Nationalen Übergangsrat 
zu bekunden. Zugleich wird gegenüber der Mi-
litärintervention große Skepsis gezeigt bzw. die-
se grundsätzlich abgelehnt und – wie vom ehema-
ligen südafrikanischen Präsidenten Thabo Mbeki 
(2011) exemplarisch ausgeführt – eine ausschließ-
lich innerafrikanische Konfliktlösung eingefor-
dert. Die in diesem Sinn von Qaddafi unterstützte 
Vermittlung der AU fand zwar statt (5-Präsi-
denten-Vermittlungsreise nach Tripolis und Bang-
hazi am 10./11. April 2011), blieb aber bislang oh-
ne konkretes Ergebnis, weil der von der AU vor-
geschlagene und von Qaddafi akzeptierte Waf-
fenstillstand vom Nationalen Übergangsrat ab-
gelehnt wurde; nur ein Rücktritt – so der Über-
gangsrat – eröffne neue Perspektiven. Dies gilt 
auch für die Vorschläge zur Konfliktlösung, die 
die AU auf ihrem Gipfel am 1. Juli 2011 in Mala-
bo (Äquatorialguinea) gefasst hat, weil diese Vor-
schläge – so Ghoga, der Sprecher des Übergangs-
rats – nicht den Abtritt Qaddafis und seines en-
geren Führungszirkels beinhalten, den die afrika-
nischen Unterstützer Qaddafis bislang verhindert 
hätten.
Perspektiven 
Der seit über sechs Monaten andauernde Liby-
enkonflikt polarisierte auf globaler Ebene das Ver-
hältnis zwischen den NATO-Staaten auf der ei-
nen Seite und auf der anderen Seite insbesonde-
re den BRIC-Staaten, die allesamt die militärische 
Intervention in Libyen ablehnen. Diese Polarisie-
rung folgt den Interessen beider Lager, die sich 
bei ihrem Ringen um bessere internationale Posi-
tionierung zugleich spezifischer Unterstellungen 
und Stereotypen bedienen. Auf Seiten der BRIC-
Staaten zählt hierzu vor allem das Argument, die 
NATO-Intervention sei erfolgt, um die Kontrolle 
über das libysche Öl zu erlangen. Vergessen wird 
dabei, dass das libysche Öl seit Jahren weitestge-
hend von westlichen Ölfirmen gefördert wurde 
22 The Star (Johannesburg), 16.06.2011. 
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und während der gesamten Amtszeit Qaddafis 
der Ölexport in die EU-Staaten nie gefährdet war. 
Allerdings war Libyens Einsatz für afrikanische 
Belange stets ein Dorn im westlichen Dominanz-
streben. Die italienische La Stampa23 sowie der al-
gerische Quotidien d’Oran24 greifen diesen Aspekt 
auf und stellen die militärische Libyenoperation 
der westlichen Staaten und den angestrebten Re-
gimewechsel in einen größeren Zusammenhang: 
mit ihm werde der libysche Widerstand gegen das 
US-Militärkommando Afrika/AFRICOM beseitigt 
sowie Qaddafis Kampf für ein vereinigtes Afrika 
und für eine stärkere Durchsetzung afrikanischer 
Wirtschaftsinteressen ausgeschaltet. Für verein-
zelte russische Kommentatoren ist der Libyen-
krieg eine Neuauflage der Stellvertreterkriege 
des Kalten Krieges. Arabische Kommentatoren 
wie Serge Hilmi von der Le Monde Diplomatique 
weisen dabei auf die Heuchelei des Westens hin: 
Qaddafi sei nicht angegriffen worden, weil er der 
schlimmste Diktator gewesen sei, sondern derje-
nige, der weder über Atomwaffen noch mächtige 
Freunde verfüge, die ihn vor militärischen Angrif-
fen schützen können. 
23 La Stampa (Rom), 21.03.2011 (Libya operations fit US’ greater 
Africa game plan). 
24 Le Quotidien d‘Oran, 05.05.2011 (Libye: les vraies raisons de la 
guerre).
Der Libyenkonflikt scheint das Misstrauen 
zwischen zahlreichen Staaten in der südlichen 
Hemisphäre einschließlich der BRIC-Staaten und 
dem Westen gestärkt zu haben. Die Militärinter-
vention des Westens in Libyen im Namen des 
Schutzes der Zivilbevölkerung hat in diesen Staa-
ten eher die politische Abgrenzung und die Suche 
nach neuen Kooperationspartnern außerhalb des 
Westens gefördert, dem Westen jedoch in keinem 
Fall einen Bonus verschafft.
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